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Übersicht zu Rechtsmitteln im Rahmen des Standortauswahl- und genehmigungsverfahrens*                                               Jä/Stand 14.12.2015

Bundesgesetz über 

Ausschlusskriterien, Mindest-

anforderungen, Abwägungskriterien 

und weitere Entscheidungs-

grundlagen nach § 4 Abs. 5 StandAG

Bundesgesetz über die übertägig 

zu erkundenden Standorte/Stand-

ortregionen nach § 14 Abs. 2 

StandAG

Betriebsplanzulassung zur 

Durchführung der übertägigen 

Erkundung nach §§ 55, 51 

BBergG

Duldungsanordnung zu 

Vorarbeiten an Grundstücken 

nach § 9f AtG

Gesetzgebung zu 

Entscheidungsgrundlagen

Abstrakte Normenkontrolle gegen 

Regelungen des Bundesgesetzes 

über Ausschlusskriterien, 

Mindestanforderungen, 

Abwägungskriterien und weitere 

Entscheidungsgrundlagen nach

§ 4 Abs. 5 StandAG auf Antrag der 

Bundesregierung, einer 

Landesregierung oder eines 

Viertels der Mitglieder des Dt. 

Bundestages i. S. d. Art. 93 Abs. 1 

Nr. 2 GG

Verfassungsbeschwerde gegen 

Regelungen des 

Bundesgesetzes  über die 

übertägig zu erkundenden 

Standorte/Standortregionen 

nach § 14 Abs. 2 StandAG 

durch jedermann im Sinne des 

Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG

Abstrakte Normenkontrolle 

gegen Regelungen des 

Bundesgesetzes über die 

übertägig zu erkundenden 

Standorte/Standortregionen 

nach § 14 Abs. 2 StandAG auf 

Antrag der Bundesregierung, 

einer Landesregierung oder 

eines Viertels der Mitglieder des 

Dt. Bundestages i. S. d. Art. 93 

Abs. 1 Nr. 2 GG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Anwohner

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden

Rechtsmittel nach Verwaltungs-

gerichtsordnung zugunsten 

betroffener Grundstücks- 

besitzer und -eigentümer

Gesetzgebung zu 

übertägiger Erkundung

* 1. In der Darstellung sind nicht alle denkbaren Rechtsmittel abschließend aufgeführt. Diese 

soll einen Überblick über die unmittelbar an die einzelnen Prozessschritte geknüpften 

Rechtsmittel vermitteln. 

2. Jede Entscheidung einer Verwaltungsbehörde beruht auf einer gesetzlichen 

Ermächtigungsgrundlage. Gegen diese Ermächtigungsgrundlage sind, über die Darstellung 

hinaus, jeweils verfassungsrechtliche Rechtsmittel gegen die jeweiligen 

Ermächtigungsgrundlagen möglich. Diese werden auch in Anspruch genommen (Vgl. 

Verfahren vor dem BVerfG zum Endlager Schacht Konrad). 

3. Klagen gegen die Veränderungssperre, etwa durch Begehr einer konkurrierenden 

Aufsuchung, sind während des gesamten Verfahrens möglich. Gleiches gilt für eine 

verfassungsrechtliche Überprüfung der Rechtsgrundlage zum Erlass der 

Veränderungssperre und ggf. des durch den BMUB zu erarbeitenden und durch den 

Deutschen Bundestag noch zu erlassenden Gesetzes zur Sicherung anderer Standorte. 

4. Für alle Rechtsstreitverfahren ist parallel auch ein einstweiliger Rechtsschutz vorgesehen.

Übertägige Erkundung

Bund-Länder-Streitverfahren 

nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 3 GG 

zwischen einem Bundesland 

und dem Bund

Wasserrechtliche Erlaubnisse zur 

Durchführung der untertägigen 

Erkundung nach §§ 8, 9, 15 WHG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Anwohner

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden
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Bescheid des BfE über die Fest-

stellung, ob das bisherige Standort-

auswahlverfahren nach den Anfor-

derungen und Kriterien des StandAG 

durchgeführt wurde und der Auswahl-

vorschlag diesen Anforderungen und 

Kriterien entspricht nach § 17 Abs. 4 

S. 1 StandAG

Bundesgesetz über die untertägig 

zu erkundenden Standorte nach 

§ 17 Abs. 2 S. 5 StandAG

Betriebsplanzulassung zur 

Durchführung der untertägigen 

Erkundung nach §§ 55, 51 

BBergG 

Untertägige Erkundung

Rechtsmittel nach 

Umweltrechtsbehelfsgesetz 

zugunsten betroffener 

Einwohnerinnen und Einwohner 

(Vgl. § 17 Abs. 4 StandAG)

Verfassungsbeschwerde gegen 

Regelungen des 

Bundesgesetzes über die 

untertägig zu erkundenden 

Standorte nach § 17 Abs. 2 S. 5 

StandAG durch betroffene 

Anwohner i. S. d. Art. 93 Abs. 1 

Nr. 4a GG

Abstrakte Normenkontrolle 

gegen Regelungen des Bundes-

gesetzes über die untertägig zu 

erkundenden Standorte nach § 

17 Abs. 2 S. 5 StandAG auf 

Antrag der Bundesregierung, 

einer Landesregierung oder 

eines Viertels der Mitglieder des 

Dt. Bundestages i. S. d. Art. 93 

Abs. 1 Nr. 2 GG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Anwohner

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden

Gesetzgebung zu 

untertägiger Erkundung

Klagerecht der nach § 3 des 

Umweltrechtsbehelfsgesetzes 

anerkannten Vereinigungen (Vgl. 

§ 17 Abs. 4 S. 3 StandAG)

Rechtsmittel nach 

Umweltrechtsbehelfsgesetz 

zugunsten betroffener Gemeinden 

(Vgl. § 17 Abs. 4 S. 3 StandAG)

Wasserrechtliche Erlaubnisse zur 

Durchführung der untertägigen 

Erkundung nach §§ 8, 9, 15 WHG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Anwohner

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden

Mglw. Klagerecht der nach § 3 

des Umweltrechtsbehelfs-

gesetzes anerkannten 

Vereinigungen im Rahmen der 

UVP gem. §§ 1 Abs. 1 Nr. 1b,  

2 Abs. 1 und Abs. 5 S. 2 

UmwRG

 i. V. m. § 1 Nr. 3 UVP-V 

Bergbau

Verfassungsbeschwerde gegen 

Regelungen des 

Bundesgesetzes über die 

untertägig zu erkundenden 

Standorte nach § 17 Abs. 2 S. 5 

StandAG durch betroffene 

Gemeinden i. S. d. Art. 93 Abs. 

1 Nr. 4a GG

Übertägige Erkundung

Enteignungsbescheid gem. 

§ 9d Abs. 2 AtG, zur 

Durchführung von Erkundungs-

maßnahmen auf der Grundlage 

der Vorschriften des BBergG 

bzw. zur Offenhaltung ab der 

Entscheidung über eine 

übertägige Erkundung nach 

§ 14 Abs. 2 S. 5 2. HS 

StandAG 

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstückseigentümer
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Bundesgesetz über die 

Standortentscheidung nach § 20 

Abs. 2 S. 1 StandAG

Verfassungsbeschwerde gegen 

Regelungen des 

Bundesgesetzes über die 

Standortentscheidung nach 

§ 20 Abs. 2 S. 1 StandAG durch 

jedermann i. S. d. Art. 93 Abs. 1 

Nr. 4a GG

Abstrakte Normenkontrolle 

gegen Regelungen des 

Bundesgesetzes über die 

Standortentscheidung nach 

§ 20 Abs. 2 S. 1 StandAG auf 

Antrag der Bundesregierung, 

einer Landesregierung oder 

eines Viertels der Mitglieder des 

Dt. Bundestages i. S. d. Art. 93 

Abs. 1 Nr. 2 GG

Gesetz zur 

Standortentscheidung

Enteignungsbescheid gem. 

§ 9d Abs. 2 AtG, zur 

Durchführung von 

Erkundungsmaßnahmen auf der 

Grundlage der Vorschriften des 

BBergG bzw. zur Offenhaltung 

ab der Entscheidung über eine 

übertägige Erkundung nach 

§ 14 Abs. 2 S. 5 2. HS StandAG 

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstückseigentümer

Untertägige Erkundung Genehmigungsverfahren

Duldungsanordnung zu 

Vorarbeiten an Grundstücken 

nach § 9f AtG

Enteignungsbescheid für Zwecke 

der Errichtung und des Betriebs 

von Anlagen zur Endlagerung 

radioaktiver Abfälle gem. § 9d 

Abs. 1 AtG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstücksbesitzer und

-eigentümer

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstückseigentümer
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Entscheidung über die 

Zulässigkeit des Vorhabens nach 

den Vorschriften des Berg- und 

Tiefspeicherrechts i. S. v. § 9b 

Abs. 1a S. 4 2. HS AtG nach 

BBergG 

Wasserrechtliche Erlaubnisse 

und Bewilligungen i.S.v. § 9b 

Abs. 1a S. 4 2. HS AtG nach 

WHG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstückseigentümer

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden

Klagerecht der nach § 3 des 

Umweltrechtsbehelfsgesetzes 

anerkannten Vereinigungen im 

Rahmen der UVP gem. §§ 1 

Abs. 1 Nr. 1b,  2 Abs. 1 und 

Abs. 5 S. 2 UmwRG

 i. V. m. § 1 Nr. 7 UVP-V 

Bergbau

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstückseigentümer

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden

Zulassung von Errichtung und Betrieb

Atomrechtliche Genehmigung 

gem. § 9b Abs. 1a AtG

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Grundstückseigentümer

Rechtsmittel nach 

Verwaltungsgerichtsordnung 

zugunsten betroffener 

Gemeinden

Klagerecht der nach § 3 des 

Umweltrechtsbehelfsgesetzes 

anerkannten Vereinigungen im 

Rahmen der UVP gem. §§ 1 

Abs. 1,  2 Abs. 1 und Abs. 5 S. 

2 UmwRG
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